
Ukraine-Krieg:  Vom Kampf  der
Imperialist_Innen  zum  Kampf
der Klassen!
Die  imperialistischen  Mächte  verfolgen  verschiedenste  Interessen  im
Ukraine-Krieg.  Die  Schaffung  einer  unabhängigen  Ukraine  gehört  leider
nicht  dazu.  Das  muss  die  internationale  Arbeiter_Innenbewegung  schon
selbst machen.

Seit nun mehr über einem Monat wütet ein blutiger Krieg in der Ukraine.
Jeden  Tag  erreichen  uns  neue  Schreckensmeldungen  über  bombardierte
Zivilist_Innen  und  gescheiterte  Evakuierungsversuche.  Hunderttausende
Ukrainer_Innen mussten ihr Zuhause verlassen und befinden sich auf der
Flucht. Putins offizieller Vorwand, warum er am 24. Februar seine Panzer
über die ukrainische Grenze rollen ließ, war es, die Ukraine „entnazifizieren“
zu  wollen.  Dabei  verpackte  er  seine  eigenen  imperialistischen
Expansionsinteressen als  antifaschistische Mission.  Tatsache ist,  dass  die
Regierung des ukrainischen Präsidenten Selenskyj nicht zimperlich ist, wenn
es  darum  geht,  mit  Faschist_Innen  zusammenzuarbeiten.  So  wurde  das
rechtsradikale Asow-Bataillon in die ukrainischen Streitkräfte aufgenommen,
wurden  ehemalige  Nazi-Kollaborateure  rehabilitiert  und  zu  regelrechten
„Volkshelden“  stilisiert.  Linke  Oppositionsparteien  wurden  im  Zuge  des
Krieges  verboten.  Truppen,  die  systematisch  Sinti_zze  und  Rom_nja
überfallen, wurden von Präsident Selenskyj per Ordensverleihung zu „Helden
der Ukraine“ gekürt. Doch das Schicksal von Sinti_zze und Rom_nja in der
Ukraine ist  den Putin-Trollen relativ  egal,  solange sie  damit  ihren Krieg
rechtfertigen können. Zumal sich Putin als queerfeindlicher Autokrat selbst
nicht zu schade ist, faschistische Söldner_Innen für seine militärischen Ziele
einzuspannen  und  die  extreme  Rechte  international  zu  unterstützen.
Faschist_Innen auf der ganzen Welt sind sich deshalb aktuell auch nicht so
ganz einig, auf wessen Seite sie in diesem Krieg eigentlich stehen sollen,
beide scheinen ihnen ganz sympathisch zu sein.
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Innerimperialistische Konflikte auf dem Rücken der Ukraine

Doch, wenn es Putin nicht um „Entnazifizierung“ geht, warum führt er diesen
Krieg?  Diese  Frage  beschäftigt  natürlich  nicht  nur  uns.  Die  gesamte
Bandbreite von bürgerlichen Zeitungen, Nachrichtensendungen, Think-Tanks
und Parteizentralen hat sie lang und breit diskutiert, und alle sind sich einig:
Putin ist ein verrückter Diktator, der den Rachen nicht voll genug bekommen
kann.  Auch  wenn  da  sicherlich  etwas  Wahres  dran  ist,  hilft  uns  diese
verkürzte Sichtweise nicht, den Krieg zu verstehen, um ihn bekämpfen zu
können, sondern allenfalls der NATO, sich als der überlegene Garant von
Frieden, Freiheit und Menschenrechten darzustellen. Vielmehr ist es wichtig,
zu  verstehen,  dass  es  sich  bei  diesem  Krieg  um  eine  militärische
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Mächten handelt,  nämlich
dem  russischen  Imperialismus  auf  der  einen  Seite  und  dem  US-
amerikanischen und europäischem Imperialismus in Form der NATO auf der
anderen Seite. Das Schicksal der Ukraine interessiert dabei eigentlich keine
von beiden Seiten. Auf ihrem Rücken wird der Konflikt lediglich ausgetragen.
Für  Russland  war  die  Ukraine  seit  jeher  lediglich  ein  günstiger
Rohstofflieferant, dem jede eigenständige nationale Identität abgesprochen
wird.  Doch  auch  dem  Westen  geht  es  nicht  um  die  Verteidigung  der
Unabhängigkeit  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  soll  die  Ukraine  möglichst
abhängig  von  westlichen  Krediten  sein,  um  weitere  Geldflüsse  an  die
Durchsetzung von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne
zu  knüpfen.  Diese  Perspektive  verkörpert  die  pro-westlich-neoliberale
Ausrichtung der  Selenskyj-Regierung.  Unter  dieser  Regierung kämpft  die
Ukraine also nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit.
Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen aus Europa und den USA
dafür,  verlängerte  Werkbank,  Getreidelieferant  und  Absatzmarkt  des
Westens sein zu dürfen. Deshalb sprechen wir beim Ukraine-Krieg von einer
Konfrontation zwischen imperialistischen Blöcken.

Die verschiedenen Interessen von Russland, den USA, Deutschland
und der EU

Der  russische  Imperialismus  befindet  sich  schon  seit  Jahrzehnten  in
wirtschaftlicher Hinsicht auf dem absteigenden Ast.  Um dennoch auf der



Weltbühne mitreden zu können, setzt Putin die militärische Stärke Russlands
ein,  um  wenigstens  die  ehemaligen  Verbündeten  weiter  unter  seinem
Einfluss zu behalten. Diese Strategie wurde in den letzten Jahren zunehmend
aggressiver,  wie  wir  bereits  2014  in  der  Ukraine,  aber  auch  in  Syrien,
Kasachstan, Moldawien oder Belarus gesehen haben. Auch für die EU und
insbesondere Deutschland ist Osteuropa ein interessanter Raum für Kapital-
und Warenexport. So wurden sich im Zuge der EU-Osterweiterung immer
neue Marktterritorien erschlossen, die nun als Produktionsstätten für VW
dienen oder mit LIDL-Discounterpreisen die lokalen Ökonomien zerstören.
Da aber  gerade  in  Deutschland einige  Teile  des  Kapitals  auch auf  gute
Handelsbeziehungen mit Russland angewiesen sind, galt es für die deutschen
Regierungen,  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Ausdehnung  nach  Osten  immer
behutsam vorzugehen und niemanden vor den Kopf zu stoßen. Das lange
Zögern der Ampel-Regierung im Umgang mit dem Ukraine-Krieg hat dies
wieder deutlich gemacht. Weniger vorsichtig ist dagegen die USA. Dieser
waren die europäisch-russischen Beziehungen (wie der ehemals geplante Bau
der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)  schon  immer  ein  Dorn  im Auge.  Die
Ukraine-Krise bietet Präsident Biden die Möglichkeit, Europa erneut hinter
der NATO als Einheit des Westens zu vereinen und zu viel Einigkeit auf der
eurasischen Kontinentalplatte (auch mit Blick auf Chinas Projekt der Neuen
Seidenstraße) zu verhindern.

Die Vorgeschichte des Krieges

Die Ukraine ist bereits seit fast 10 Jahren ein Austragungsort dieser Konflikte
zwischen den imperialistischen Mächten. Nachdem Russland versuchte, die
Ukraine wirtschaftlich stärker an sich zu binden, reagierten die USA und die
EU,  indem  sie  eine  auf  Rechtsextremist_Innen  und  pro-westliche  NGOs
gestützte  Protestbewegung  finanzierten,  die  sich  aufgrund  der
Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
ukrainische Regierung 2013 zu Fall  brachte. Die neue Regierung begann
schnell,  Verträge  mit  der  EU  und  den  USA  abzuschließen.  Hilfsgelder,
Kredite  und Militärhilfen  flossen in  Massen in  die  Ukraine,  während im
Gegenzug für westliche Konzerne privatisiert wurde. Unterstützt von Putin
regte sich Widerstand im Osten des Landes, welcher 2014 zur russischen



Annexion der Halbinsel Krim und zur Gründung der sogenannten Donbass-
Republiken führte. Russland fühlte sich durch ein ökonomisches Vorrücken
des  Westens  in  seine  traditionellen  Einflussgebiete  und  auch  militärisch
durch immer weiter nach Osten gerichtete Truppenverlagerungen der NATO
bedroht. In jahrelangen Verhandlungen mit westlichen Politiker_Innen wollte
jedoch niemand von ihnen einen NATO-Beitritt  der Ukraine ausschließen.
Putin wollte mit seiner Invasion also aufzeigen, dass er keinen NATO-Beitritt
der Ukraine duldet und selbst territoriale Ansprüche auf Teile im Osten der
Ukraine stellt. Den aktuellen Zeitpunkt für seine Invasion sah er als geeignet
an, da ihm der Westen uneinig und die Abhängigkeit von russischem Gas
weltweit hoch schien.

Frieden am Verhandlungstisch?

Dass der Krieg derart lange dauern würde, hat mit Sicherheit niemand im
russischen Staatsapparat aber auch nicht in den Kommandozentralen der
NATO gedacht.  Während Russland die Widerstandskraft  des vom Westen
aufgerüsteten ukrainischen Militärs unterschätzt hat,  haben EU und USA
nicht damit gerechnet, dass die russische Wirtschaft sich so lange gegen die
Sanktionen  behaupten  kann.  So  wurde  mal  wieder  deutlich,  dass  die
Wirtschaftssanktionen gegen Russland Putin kaum von seinen Kriegsplänen
abhalten, stattdessen aber die russische Zivilbevölkerung in tiefstes Elend
stürzen.  So  groß  und  beeindruckend  die  Friedensproteste  in  vielen
europäischen Großstädten waren, ihr Ruf nach Sanktionen gegen Russland
haben den Frieden keinen Schritt nähergebracht. Nun hoffen sie alle auf
erfolgreiche  Friedensverhandlungen  zwischen  den  beteiligten
Kriegsparteien. Natürlich ist Reden erst einmal besser als Wohngebiete zu
bombardieren,  aber  kein  Putin  und kein  Selenskyj  wird  einen gerechten
Frieden  am  Verhandlungstisch  unterschreiben.  Friedensabkommen  sind
immer nur zeitweilige Kompromisse zwischen imperialistischen Mächten, die
gerade keine Möglichkeit mehr sehen, anderweitig mehr für ihre Interessen
rauszuschlagen.  Der  Konflikt  wird  dabei  für  einen  Moment  eingefroren,
wobei  unklar  bleibt,  wie  lange.  Welches  Friedensabkommen  in  der
Geschichte  wurde  eigentlich  nicht  irgendwann  wieder  gebrochen?

Für eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse!



Die einzigen, die Interesse an einem wirklichen Frieden (und nicht an der
Sicherung  von  Einflusssphären  oder  Absatzmärkten)  haben,  sind  die
lohnabhängigen Massen in der Ukraine und Russland. Sie müssen mit ihren
nationalistischen  Führungen  brechen,  sich  selbstständig  in  eigenen
Kampforganisationen  gegen  die  reaktionären  Truppen  verteidigen,  die
Oligarch_Innen  enteignen  und  die  Waffen  nicht  gegeneinander,  sondern
gegen das Kapital richten. Wenn die Soldat_Innen sich weigern zu schießen,
die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren oder die
Industriearbeiter_Innen  die  Waffenproduktion  bestreiken,  kann  ein  Krieg
beendet werden. Dabei liegt es auch an uns, hier eine Antikriegsbewegung
aufzubauen, die sich weder auf die Seite der NATO, noch auf die Seite Putins
schlägt,  sondern  sich  hinter  dem  Banner  der  internationalen
Arbeiter_Innensolidarität  versammelt.

Gegen die Aufrüstungspläne des deutschen Kapitals!

Hier  vor  Ort  dürfen  wir  den  riesigen  Friedensdemos  nicht  den  Rücken
zukehren. Dass die Leute gegen den Krieg auf die Straße gehen, ist richtig.
Es liegt an uns ihnen aufzuzeigen, dass wir nur durch die Einnahme einer
dritten Position an der Seite der Arbeiter_Innenklasse gerechten Frieden und
eine  unabhängige  Ukraine  erkämpfen  können.  Dabei  müssen  wir  als
Antikriegsbewegung  hierzulande  vor  allem  gegen  alle  Versuche  der
Regierung kämpfen, den Krieg weiter anzufeuern. Dazu gehört auch, sich
gegen das milliardenschwere Aufrüstungsvorhaben der Bundesregierung zu
stellen. Während Bildung und Gesundheit kaputtgespart werden, will sich
Deutschland zukünftig den drittgrößten Rüstungsetat der Welt geben. Olaf
Scholz  oder  Annalena  Baerbock  versuchen  uns  schon  einmal  auf  den
Kriegstaumel einzustimmen, indem sie eine militärische „Zeitenwende für
Deutschland“ ankündigen, in der wir „für den Frieden frieren“ sollen. Der
ukrainischen Bevölkerung ist  dabei  kein  Stück  geholfen,  dafür  aber  den
Interessen des deutschen Kapitals, das endlich eine wichtigere Rolle auf der
Weltbühne spielen möchte, aber aus historischen Gründen sich bisher immer
zurückhaltend mit  dem Militär  zeigen musste.  Die  Ukraine-Krise  ist  den
deutschen  Politiker_Innen  ein  willkommener  Vorwand,  die  Zeit  der
militärischen Zurückhaltung Deutschlands für beendet zu erklären. Sowohl



die Linkspartei  als  auch die Gewerkschaften halten sich mit  Kritik dabei
traurigerweise stark zurück.  Während die Linkspartei  sich ihre Chancen,
irgendwo  mitregieren  zu  können,  nicht  verbauen  möchte,  haben  die
Gewerkschaften Angst, ihre guten Beziehungen zum deutschen Kapital zu
gefährden. Damit sollten wir sie nicht durchkommen lassen!

Willkommenskultur

Ein positives Zeichen ist die überwältigende Solidarität, mit der große Teile
der  Bevölkerung  den  ukrainischen  Geflüchteten  zur  Seite  stehen.
Aufopferungsvoll  und  ehrenamtlich  werden  leere  Zimmer  zur  Verfügung
gestellt,  Bedarfsgüter  gespendet  und  warme  Mahlzeiten  am  Berliner
Hauptbahnhof verteilt. Die Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn
sie diese gesamte Arbeit auf die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung
eines durch Corona sowieso leerstehenden Luxushotels könnte ganz schnell
viel  mehr Platz  für  Geflüchtete  geschaffen werden,  als  wir  Menschen in
unseren Privatwohnungen aufnehmen können.  Außerdem fragen wir  uns,
warum 100 Milliarden Euro für  die  Bundeswehr da sind,  aber  nicht  für
Handtücher.

Kein Mensch ist illegal!

Einen faden Beigeschmack bekommt das Ganze zusätzlich, wenn man sich
vor Augen führt, warum die hunderttausenden Geflüchteten aus Syrien, dem
Irak, Afghanistan, Eritrea, Iran, Libyen und dem Sudan nicht annähernd so
freundlichen  willkommen  geheißen  wurden.  Im  selben  Moment,  in  dem
ukrainische Geflüchtete mit kostenlosen Zugtickets ins Land geholt wurden,
beschließt die polnische Regierung eine kaum überwindbare Mauer an der
Grenze zu Belarus zu bauen, um die dort festsitzenden Geflüchteten aus dem
Land zu halten. POCs sowie Sinti_zze und Rom_nja, die ebenfalls aus der
Ukraine fliehen wollten, wurden an der Grenze abgewiesen. In Berlin wurden
Geflüchtete  aus  ihren  Unterkünften  geschmissen,  Familien  getrennt,  um
Platz für ukrainische Geflüchtete zu schaffen. Ein CBS-Journalist brachte den
rassistischen Hintergrund dieses Missstands auf den Punkt, als er begeistert
sagte,  die  Geflüchteten  aus  der  Ukraine  seien  „Menschen  aus  der
Mittelschicht, die aussehen wie wir“. Es ist interessant zu beobachten, zu



welchem einem menschlichen Umgang mit  Geflüchteten diese  Regierung
fähig ist, wenn die Geflüchteten nur in die geopolitische Ausrichtung der
Außenpolitik passen. Diese Ungleichbehandlung müssen wir anprangern und
sichere  Fluchtwege,  offene  Grenzen,  dezentrale  Unterbringung  und
Staatsbürgerrechte für ALLE Menschen, die vor Krieg, Hunger, Verfolgung,
Ausbeutung oder Naturkatastrophen fliehen müssen, einfordern!

Steigende  Energiepreise
betreffen uns alle
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

„Oh nein, meinen Porsche zu betanken, ist jetzt so teuer! :(“ Zugegeben, das
ist  eine  sehr  platte  und  klischeeartige  Assoziation  mit  den  steigenden
Spritpreisen. Menschen mit wenig Geld können sich oft nicht mal ein Auto
oder den Sprit dafür leisten. Wenn sie eins haben, dann oft weil sie echt
darauf  angewiesen sind,  mehrere Kinder von A nach B bringen müssen,
Angehörige versorgen,  am Arsch der Republik leben,  weite Strecken zur
Arbeit pendeln oder das Auto dank fehlender Öffis einfach schneller und
bequemer ist. Bei 60l sind jetzt schnell mal 140 Euro und mehr für einen
vollen  Tank  weg.  Geld,  das  die  Menschen  nicht  haben  oder  von  ihrem
Essensgeld abziehen müssen, damit sie überhaupt zur Arbeit kommen. Schon
vor dem Krieg saugte die Inflation, sprich, dass wir für unser Geld weniger
bekommen als vor ein paar Jahren, uns die Taschen schneller leer. Jetzt – im
Krieg – explodieren die Preise geradezu. Noch krasser ist die Auswirkung auf
Lebensmittelpreise. Der Aufpreis der Spritkosten in der Landwirtschaft und
im Transport wird auf den Nahrungsmittelpreis aufgeschlagen. Gleichzeitig
wird Weizen teurer, weil der Weltmarkt von ukrainischem und russischen
Weizen mitbestimmt wird.
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Weiter gehts‘s, wenn wir die Heizung aufdrehen, kochen oder duschen. Der
Winter ist noch nicht vorbei und Mitteleuropa ist vom russischem Öl und vor
allem Gas abhängig. Damit die Bude nicht kalt bleiben muss, gibt es für
Hartz  IV-Empfänger_Innen einen Heizkostenzuschuss.  So  weit  so  gut,  so
richtig. Das Problem ist dadurch nicht gelöst. Tagtäglich fließen Millionen
Euros für russisches Gas und Öl gen Osten. Durch den Krieg wurde die
Debatte  um  die  deutsche  und  europäische  Abhängigkeit  neu  befeuert.
Obwohl die Grünen in der Regierung sind, wird das Ende von Kohle oder
Atom wieder  in  Frage  gestellt.  Wenn  sie  nun  erneuerbare  Energien  als
Lösung  für  das  deutsch-russische  Abhängigkeitsverhältnis  bieten
(„Freiheitsenergien“),  dann  nur  aus  einer  imperialistischen  und
nationalchauvinistischen  Rhetorik  heraus.  Sie  machen  Umweltpolitik  zur
Kriegspolitik.  Aber  nicht  nur  in  Erneuerbare,  sondern  in  noch
umweltzerstörerische Energien wollen sie investieren – zum Beispiel, indem
teures Fracking-Gas aus den USA importiert werden soll oder Flüssiggas aus
der Monarchie Qatar gekauft wird. Das Land in dem dieses Jahr die WM
stattfinden soll, für die vor Ort bereits über 6000 Arbeiter_Innen gestorben
sind, aufgrund von fehlendem Arbeitsschutz.

Hierzu muss sich die Umweltbewegung um Fridays For Future positionieren
und von den Grünen trennen.  Hier  zeigt  sich ihr  wahrer  Charakter,  die
Grünen sind eine bürgerliche Partei  und haben im Grunde weder stabile
Antworten auf die Energiefrage noch auf die soziale Frage – aber sie sind
eine Kriegspartei! Sie waren es im Kosovo, in Afghanistan und sie werden es
auch nun wieder sein. Nichts anderes war von ihnen zu erwarten. Ganz zu
schweigen von der SPD. (Die FDP brauchen wir hier gar nicht zu erwähnen.)
Nicht nur, dass gerade sie es waren die bis zur letzten Minute an Nordstream
2 festgehalten haben, bieten sie weder in der Kriegsfrage noch in irgendeiner
anderen  Frage  Antworten  für  die  Arbeiter_Innenklasse.  Denn gerade  sie
leidet an den steigenden Preisen und und zahlt die Zeche. Es zeigt sich, dass
es einen Schnittpunkt der Energiefrage mit  der sozialen Frage und dem
imperialistischen  Krieg  gibt.  Nur  wer  in  einem  Programm  und  einem
politischen Kampf gemeinsam mit progressiven Kräften innerhalb der Linken
und den Gewerkschaften, die Verbindung sucht, hat eine Chance auf all diese
Fragen nicht nur Antworten, sondern auch Lösungen zu bieten.



Es kann nicht sein, dass mit einer vermeintlich arbeiter_Innenfreundlichen
Rhetorik, die nicht will, dass „Menschen in Europa frieren müssen“ (als ob
sie das ohne den Krieg nicht schon längst tun müssten – unter Brücken, oder
Wohnungen mit Uraltfenstern), die Menschen für die Kriegspolitik gewonnen
werden sollen – und für sie mit hohen Preisen und Steuergeldern zahlen! Es
wird versucht, Fortschritte, die die Umweltbewegung erkämpft hat, wie z.B.
der  Atomkraftausstieg  rückgängig  zu  machen  –  unter  der  Fahne  der
Demokratie,  ohne  das  wir  gefragt  werden!  Wenn  irgendwo  die  Öl-  und
Gaszufuhr gedrosselt werden muss, dann doch bei großen Konzernen und
Reichen! Wir hätten da schon mal eine Liste und Rheinmetall und Heckler
und Koch stehen ganz oben. Eine wichtige aktuelle Frage, aber auch der
Zukunft, ist die Energiefrage. Die Alternativen zum Gas und Öl dürfen nicht
Atom, Kohle oder gar Fracking heißen! Gerade jetzt muss die Lage genutzt
werden, um in Erneuerbare zu investieren. Bezahlen können das die Reichen
und Konzerne, die gerade versuchen, auf Kosten der russischen Konkurrenz
ihren Markt zu erweitern! Es ist schockierend, dass Atom wieder cool ist,
aber niemand einen Spitzensteuersatz oder eine Vermögensabgabe fordert.
Damit  könnten  Schulen  überall  Luftfilter  installieren,  Pflegekräfte  und
Erzieher_Innen dauerhaft  mehr Geld bekommen und der  Verkehr könnte
ganz ohne Sprit auf die Schiene verlagert werden.

Eine  internationalistische  Lösung  in  einem  Konflikt  zwischen
imperialistischen Mächten zu finden, ist alternativlos, wenn wir wollen, dass
weder  russische,  noch  ukrainische,  noch  deutsche  Arbeiter_Innen  dafür
zahlen. Nur die Überwindung eines Systems, welches Kriege um Profit und
Einflusssphären  immer  und  wieder  hervorruft,  kann  eine  langfristige
Perspektive  bieten.  Daher  fordern  wir:

Krieg  dem  Krieg!  Ein  Ende  kann  nur  internationalistisch  sein,
g e m e i n s a m  m i t  d e r  u k r a i n i s c h e n  u n d  r u s s i s c h e n
Arbeiter_Innenklasse
Erneuerbare Energien jetzt, bye bye Öl und Gas zur Finanzierung
Putins!
Kein Fracking! Egal ob in den USA oder Europa – das ist weder eine
umweltpolitische noch internationalistische Lösung!



Lasst die Reichen zahlen! Spitzensteuersatz: wenn nicht jetzt wann
dann?!
Keiner darf frieren! Zwackts bei den Großkonzernen ab!
Ausbau des Schienenverkehrs!
Mehr Öffis auf dem Land!
Schiene statt LKW-Transport!
Kriegstreiber_Innen-  und  Industrie  enteignen!  Lasst  Gerhard
Schröder und co. unsere Tankrechnungen bezahlen!

Die  Wohnungsfrage  in  Zeiten
von Krieg und Rassismus
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

Du wohnst in Berlin, München oder Köln und hast massive Probleme, eine
bezahlbare Bleibe zu finden? Da bist du nicht die*der Einzige und das ist
nichts Neues. Der angespannte Wohnungsmarkt trifft in besonderen Maße
Menschen  mit  geringem  Einkommen,  tatsächlichem  oder  vermeintlichen
Migrationshintergrund (ja, Name und Hautfarbe bestimmen wesentlich über
Zu- und Absage) und Alter. In all diesen Gruppen werden Flinta (das steht für
Frauen*Lesben*Inter*Non-Binary*Trans*Agender)  nochmal  extra
benachteiligt.

Jetzt ist Krieg und Tausende flüchten täglich aus der Ukraine nach Polen,
Rumänien oder Deutschland. Sie alle brauchen ein Dach über dem Kopf. Sie
brauchen  eine  menschenwürdige  Unterbringung  –  sprich  nicht  nur  ein
Feldbett in einer Turnhalle oder Sammelunterkunft, sondern einen sicheren,
bedarfsorientierten  Rückzugsort,  Internet,  eine  Ansprechperson  für
medizinische, aufenthaltsrechtliche Fragen und und und. Und je nachdem
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wie lange der Krieg geht, braucht es nicht nur kurzfristige Lösungen. Private
Unterbringung, die es derzeit überall gibt, ist zwar eine ehrenwerte Geste
der Solidarität, bedeutet aber auch Verantwortung. Nicht allen scheint klar,
dass es keine „Wochenendgäste“ sind.  Zumindest  mehrere Wochen muss
man damit planen, das jetzt zur Verfügung gestellte Bett oder Zimmer zu
vergeben .  D ie  A l te rna t i ve  für  d ie  Menschen  he iß t  sons t
Geflüchtetenunterkunft oder Schlimmeres. Je länger der Krieg dauert und je
mehr  Menschen  aufgenommen  werden,  desto  schlechter  wird  auch  die
Unterbringung  sein.  Bereits  jetzt  machen  sich  das  die  „Spanner“  und
Menschenhändler_Innen zu Nutze, die an den großen Umsteigebahnhöfen
warten und angeblich Wohnraum anbieten. Verzweifelte Frauen und Mütter
gehen ihnen aufgrund nicht vorhandener Alternativen auf den Leim. Ihnen
droht Gewalt und Ausbeutung. Wieder einmal zeigt sich hier die besondere
Verbindung von Geschlecht und Krieg. Schon nach kurzer Zeit sind viele
Wohngebiete  unbewohnbar  geworden,  Familienangehörige  gefallen.  Ein
längerer Aufenthalt der Menschen, ob gewollt oder ungewollt, wird daher
immer wahrscheinlicher. Dafür braucht es Wohnraum. Nur ist der, gerade in
Großstädten, angeblich knapp. Bezahlbar ist er auch nicht.

Teile und Herrsche

Rassismus auf dem Wohnungsmarkt ist allgegenwärtig. Der Nährboden ist
auch  ohne  Krieg  da,  weil  hier  unterschiedliche  diskriminierte  Gruppen
gegeneinander ausgespielt  werden.  Rassismus trifft  Klassismus,  am Ende
freuen sich die profitorientierten Vermieter_Innen. Und Geflüchtete befinden
sich sehr weit unten in der Nahrungskette. Nun besteht die Gefahr, dass
selbst diese noch in „die Guten“ und „die Schlechten“ auseinanderdividiert
werden. Weiße, europäische Geflüchtete stünden in dieser Hierarchie vor
jenen, die auch aus der Ukraine geflüchtet sind,  aber beispielsweise aus
Afrika stammen und sich zum Studieren im Land aufhielten. Dann folgen erst
die  Geflüchteten  aus  anderen  Ländern,  die  bereits  hier  in  Unterkünften
leben. In Berlin geht unter Helfer_Innenstrukturen das Gerücht herum, dass
diese zu Gunsten der ukrainischen Geflüchteten die Unterkünfte verlassen
müssten. Wenn das stimmt, hieße das für die Betroffenen eine dramatische
Verschlechterung  bis  hin  zur  Obdachlosigkeit.  Flucht  ist  allgegenwärtig.



Während es in Europa eine Solidarität mit der Ukraine gibt- weiß und nah
dran-  gibt  es  überall  auf  der  Welt  andere  Konflikte  und  unhaltbare
Lebenssituationen,  die  Menschen zum Flüchten zwingen.  Dabei  geht  das
Sterben im Mittelmeer weiter. Diese Menschen stehen ganz unten.

Immer da, wo es von dem einen zu viel und von dem anderen zu wenig gibt,
entstehen Konflikte. In diesem Fall Menschen, die Wohnraum suchen. Diese
Menschen  gegeneinander  auszuspielen,  beschleunigt  die  kapitalistische
Wirtschaft  und  unterdrückt  d ie  Vereinigung  dagegen.  Die
Ausgrenzungsmechanismen  heißen  Rassismus,  Sexismus  und  Klassismus.
Eine neue rassistische Welle, die sich gegen russischsprachige Menschen
richtet, hat bereits begonnen. Menschen werden auf der Straße oder am
Arbeitsplatz angefeindet. In Berlin gab es sogar einen Brandanschlag auf
eine  russisch-deutsche  Schule.  Je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr
Geflüchtete kommen, desto mehr wird sich dies ausbreiten. Erst wird es sich
gegenüber Geflüchteten aus anderen Regionen der Welt richten, die dann
unerwünscht sind. Letzten Endes besteht aber auch die Gefahr, dass er sich
gegen Ukrainer*innen  richten  wird.  Gegen „zu  viele“  die  kämen.  Gegen
andere politische, kulturelle oder religiöse Vorstellungen. Gegen Männer, die
angeblich  kämpfen  müssten.  Gerade  das  ist  ein  beliebtes  Narrativ  von
Rechten und Reaktionären, die im gleichen Atemzug stolz auf militärische
Wehrfähigkeit  und  Standhaft igkeit  sowie  auf  ihre  Vorväter
(höchstwahrscheinlich dann auch Nazis) sind, die das zerstörte Land „alleine
aufgebaut hätten“.

Die Krisen verstärken sich

Zurück zu Rassismus auf dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen des
Krieges: In einer Stadt wie Berlin gibt es viel Leerstand, da mit Wohnraum
spekuliert  oder er zweckentfremdet wird.  Der Kampf um ihn hat  bereits
begonnen. Der Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage wird zum
angeblich „unausweichlichen“ Vorwand, um den Preis in die Höhe und den
Rassismus weiter voranzutreiben. Auch jetzt gibt es Hausverwaltungen, die
offen sagen „Hier nicht mit Kopftuch“ oder „schwarze Menschen wollen wir
hier  nicht“.  Obwohl  das  verboten  ist,  helfen  hier  weder  Anzeigen  noch
Gerichte.  Menschen  werden  aus  ihnen  Wohnungen  parallel  dazu



herausgeklagt,  zwangsgeräumt.  Das  trifft  nicht  nur  linke  Hausprojekte,
sondern auch viele Menschen, deren Häuser verkauft oder saniert wurden.
Wiederum sorgt das dafür, dass es Menschen mit geringerem Einkommen
noch schwieriger haben, etwas Neues in der Stadt zu finden. Sie werden an
den  Stadtrand  oder  darüber  hinaus  verdrängt.  Zur  Unterbringung  der
Menschen  aus  der  Ukraine  werden  gerade  vom  Staat  sowie  der
Privatwirtschaft ungewöhnliche Objekte wie Hotels in der Stadt aktiviert. Die
vertriebenen Mieter_Innen fragen sich dann zu Recht: „Und warum habt ihr
einen Scheiß für mich getan?“. Der Mechanismus des Rassismus‘ greift. Die
gebeutelte Arbeiter_Innenklasse wird dann von „bürgerlichen Helfer_Innen“
als  zu  wenig  solidarisch  und  allgemein  als  rassistisch  dargestellt.  Ein
gefundenes Fressen für rechte Strukturen. Vergessen wird dabei, dass die
deutsche Arbeiter_Innenklasse keine rein weiße Gruppe ist. In Berlin sind die
Kiezkämpfe um Wohnraum geprägt von der migrantischen Linken, die Hand
in Hand über rassistische Deutungsmuster hinausgehen. Wo Rassismus ist,
muss man ihn benennen und bekämpfen. Wir als Revolutionär*innen greifen
hier im Besonderen die materielle Grundlage an und versuchen die Kämpfe
der Menschen zu verbinden.

Die Besetzung in der Habersaathstraße in Berlin Ende 2021 hat gezeigt, nur
wer  kämpft  kann  auch  siegen,  anstatt  sich  jetzt  Seit‘  an  Seit‘  mit  der
Regierung zu stellen. Die im Bund rüstet auf und liefert Waffen, die lokale
Regierung -zumindest in Berlin- hat es die ersten zwei Wochen nicht mal
geschafft, Essen für die Ankömmlinge am Hauptbahnhof zu organisieren. In
dem Haus in Berlin Mitte konnten nun ehemalige Obdachlose einziehen. Das
ist  der  Spirit  der  Stunde.  Es  braucht  nicht  nur  langfristig  mehr
Wohnungsbau, sondern auch kurzfristig Enteignung und Besetzung, um die
vielen Menschen ohne Bleibe in der Stadt unterzubringen- unabhängig vom
Aufenthaltstitel, Hautfarbe, Name, Religion oder Geldbeutel. Wohnen ist ein
Grundrecht! Das geht nur wenn wir unsere Kämpfe und Kräfte verbinden.
Daher fordern wir:

Eine Einheitsfront der Linken gegen Krieg und Rassismus!
Enteignung  und  Nutzbarmachung  sämtlichen  leerstehenden
Wohnraums!



Entschädigungslose Enteignung der Wohnungskonzerne!
Staatlich  geregelte  Wohnungsvergabe  statt  spekulierender
Privatwirtschaft!
Bezahlbaren Wohnraum für alle!
Gegen Rassismus, immer und überall!
Lasst uns unsere Kämpfe verbinden und gemeinsam die soziale Frage
angehen!

Sonntag  13.  März:  Gegen  die
Aufrüstung!  Nein  zum  Krieg!
Weder Putin noch NATO!
Klassenkämpferischer und antiimperialistischer Block zur Großkundgebung
in Berlin für Frieden und Solidarität für die Menschen in der Ukraine

Sonntag, 13.3. 11.45 Uhr Alexanderplatz
Treffpunkt: vor dem Cubix-Kino
Beim Treffpunkt der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften

Seit  zwei  Wochen  dauert  der  Angriff  der  russischen  Streitkräfte  auf
ukrainische Städte und Dörfer an. Über 1,5 Millionen Menschen sind bereits
geflohen. Putins reaktionärer Krieg muss sofort gestoppt und die Truppen
zurückgezogen  werden.  Geflüchtete  benötigen  ein  volles  Einreise-,
Aufenthalts-  und  Arbeitsrecht,  ohne  jegliche  rassistische  Segregation.

Der Krieg ist  kein Krieg zwischen Diktatur und Demokratie,  sondern ein
Ringen um kapitalistische Einflusssphären. Die EU und die NATO sind kein
Ausweg! Die Länder Osteuropas dienen auch für die deutsche Industrie als
Niedriglohnländer  und  Absatzmärkte,  während  der  Internationale
Währungsfond die Ukraine zu Sparmaßnahmen und Privatisierungen zwingt.
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Es braucht die internationale Solidarität der Arbeiter:innenbewegung, um
sich  überall  gegen  die  kriegerische  Eskalation,  Ausbeutung  und
Unterdrückung  zu  wehren.

Wir stellen uns deshalb nicht nur gegen Putins Einmarsch, sondern auch
gegen jede Intervention der NATO. Wir lehnen entschieden den neuen Kurs
der deutschen Außenpolitik ab, der eine massive Aufrüstung der Bundeswehr
und stärkere deutsche Beteiligung an internationalen Konflikten und Kriegen
bedeutet.

Wir begrüßen, dass die Gewerkschaften zu Mobilisierungen gegen den Krieg
aufrufen – wir lehnen jedoch scharf ab, dass sie sich hinter die Sanktionen
stellen,  die  letztlich  die  Lebensbedingungen  der  russischen  Bevölkerung
zerstören  und  zugleich  die  Gefahr  der  Eskalation  des  Kriegs  erhöhen.
Sanktionen sind kein friedliches Mittel, sondern nur eine andere Form der
Kriegsführung!

Als Gewerkschafter:innen und Linke sind wir ebenso der Meinung, dass wir
dem deutschen Militarismus nicht einmal den kleinen Finger geben dürfen:
Es  reicht  nicht  aus,  wie  es  der  DGB  tut,  die  Aufrüstung  „kritisch“  zu
beurteilen  –  wir  müssen  sie  auf  das  schärfste  ablehnen!  Nein  zum 100
Milliarden Euro Sonderhaushalt, nein zur Erhöhung der Militärausgaben auf
das NATO 2 Prozent Ziel!

Nichts Gutes kann für die Menschen in der Ukraine und für die Völker der
Welt kommen, wenn der deutsche Imperialismus aufrüstet. Deshalb brauchen
wir eine starke Kampagne gegen Krieg und Aufrüstung, die in den Betrieben,
Schulen  und  Unis  und  auf  der  Straße  eine  klassenkämpferische  und
antiimperialistische Antwort auf die Politik der Regierung und der Bosse
liefert.

Russische Truppen raus aus der Ukraine!
Schluss mit NATO-Kriegsvorbereitungen!
Keine Aufrüstung der Bundeswehr! Milliarden für die Pflege, Bildung
und Klima statt für Kriege!
Keine Waffenlieferungen oder Sanktionen von EU und USA!



Für die Aufnahme ALLER Geflüchteten!
Solidarität mit den Protesten in Russland gegen den Krieg!

Bisherige Unterzeichner:innen
Gruppe ArbeiterInnenmacht
MLPD Berlin
linksjugend [’solid] Nord-Berlin
REVOLUTION – kommunistische Jugendorganisation
Revolutionäre Internationalistische Organisation / Klasse Gegen Klasse
Revolutionär Sozialistische Organisation
Rot Feministische Jugend Berlin
SDS FU Berlin
Young Struggle Berlin

Wenn ihr auch unterschreiben wollt,  dann meldet euch bei Klasse Gegen
Klasse:
https://www.klassegegenklasse.org/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-
nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/

Care-Sektor: Warum die, die uns
am Leben erhalten trotzdem so
schlecht bezahlt werden
Sani Meier (REVOLUTION, Deutschland)

Spätestens seit Beginn der Corona-Krise wurde uns allen noch einmal mehr
verdeutlicht,  wie  sehr  wir  auf  die  Arbeiter_Innen  im  Gesundheitssektor
angewiesen sind und wie schlimm es eigentlich um diesen ganzen Bereich
steht:  Überstunden,  viel  zu  niedrige  Löhne,  privatisierte  Kliniken  und
mangelndes Personal sind hier nur ein paar der unzähligen Baustellen. Doch
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warum  werden  gerade  die  Menschen,  die  uns  buchstäblich  am  Leben
erhalten so schlecht bezahlt?

Was ist Care-Arbeit eigentlich?
Um diese Frage beantworten zu können, müssen wir uns zunächst einmal
anschauen, was genau Care-, oder Sorgearbeit, eigentlich ist, denn hierzu
zählt  noch  viel  mehr  als  die  Arbeit  in  Krankenhäusern.  Generell  fällt
hierunter alles, was dem Erhalt menschlichen Lebens dient. Das ist also auch
die Versorgung und Erziehung von Kindern, alten Menschen sowie Pflege-
und Haushaltstätigkeiten wie u. a. Kochen, Putzen, Waschen und emotionale
Fürsorge. Hier findet zudem eine Unterscheidung zwischen bezahlter und
unbezahlter Arbeit statt. In Kliniken, Schulen, Kindergärten, Altersheimen
oder ambulanten Pflegediensten wird gegen Lohn gearbeitet, während der
größte Anteil unbezahlt und mehrheitlich von Frauen im Haushalt geleistet
wird.  Weltweit  werden ungefähr  2/3  dieser  unbezahlten  Sorgearbeit  von
Frauen  getragen,  durchschnittlich  verbringen  Frauen  3,2-mal  mehr  Zeit
damit.  Care-Arbeit  im privaten Haushalt  wird also nicht mal wirklich als
Arbeit angesehen, während in öffentlichen oder privaten Einrichtungen die
Ausbeutung  der  Arbeiter_Innen  kontinuierlich  wächst.  Somit  stellt  die
Tatsache, dass man überhaupt für bestimmte Care-Tätigkeiten entlohnt wird,
oft nur eine minimale Verbesserung für die Beschäftigten dar.

Der  Charakter  von  Care-Arbeit  im
Kapitalismus
Die Entscheidung über Löhne und Arbeitsbedingungen ist dabei aber keine
moralische, sondern basiert auf den Funktionsweisen des Kapitalismus. Alle
Menschen, die selbst nicht das Kapital besitzen, um Produktionsmittel wie
Fabriken,  Maschinen  etc.  zu  kaufen  (Arbeiter_Innen),  müssen  ihre
Arbeitskraft gegen Lohn an diejenigen verkaufen, die über dieses verfügen
(Kapitalist_Innen). Letztere kaufen Arbeitskraft für einen gewissen Zeitraum
mit der Absicht, das Produkt bzw. die Dienstleistung zu einem höheren Preis
zu  verkaufen  als  deren  Kosten  einschließlich  der  zur  Reproduktion  der
benötigten Arbeitskraft. Diese Differenz nennen wir Mehrwert (Profit( für die



Kapitalist_Innen. Dieser entsteht dadurch, dass Arbeiter_Innen nicht dann
Feierabend machen können, wenn sie den Gegenwert ihres Lohnes erzeugt
haben, sondern darüber hinaus weiterarbeiten müssen. Ab diesem Zeitpunkt
wird unbezahlte Mehrarbeit geleistet, deren Wert sich die Kapitalist_Innen
aneignen. Um diesen Profit möglichst effektiv zu maximieren, versuchen sie
natürlich, die Lohnkosten so gering wie möglich zu halten. Da die Löhne aber
dennoch hoch genug sein müssen, um die Arbeiter_Innen am Leben zu halten
und den weiteren Verkauf ihrer Arbeitskraft zu sichern, wird ein Großteil der
dafür  benötigten  Tätigkeiten  (Reproduktionsarbeit)  in  die  private  und
unbezahlte Sphäre in der „Freizeit“ der Beschäftigten ausgelagert. Warum
manche  reproduktive  Arbeiten  in  öffentliche  und  private  Hand  gegeben
werden,  hat  unterschiedliche  Gründe.  Auf  der  einen  Seite  profitieren
Kapitalist_Innen auch davon, weibliche Arbeitskraft ausbeuten zu können,
und  Dinge  wie  eine  einheitliche  (Aus-)Bildung  sind  auch  für  manche
Wirtschaftsbereiche notwendig.  Das ist  nicht immer besonders profitabel.
Deshalb  schreitet  der  Staat  ein,  um  für  das  Kapital  bestimmte  Dinge
umzusetzen, wo sich Unternehmen keinen (großen) Profit erhoffen können.
Aber auch in Kriegssituationen kommt es oft zu einer Verstaatlichung der
meisten reproduktiven Aufgaben, da die Arbeitskräfte fehlen und entlastet
werden  müssen.  Andererseits  wurden  auch  viele  Fortschritte  in
Klassenkämpfen  errungen.  Im  Care-Sektor  (also  Kinderbetreuung,
Krankenhäuser u. ä.) haben von Beginn an hauptsächlich Frauen gearbeitet
und da man erwartet hatte, dass ihre Beschäftigung mit Beginn der Ehe
enden oder lediglich Nebeneinkommen zu dem des Mannes erwirtschaften
würde, wurden Frauen von Anfang an schlechter bezahlt und ein Aufstieg in
besser bezahlte Positionen (z.  B.  von der Krankpflegerin zur Ärztin)  war
lange nicht denkbar.

Doch obwohl Frauen heute fast selbstverständlich erwerbstätig sind, auch
wenn sie  heiraten,  und  es  immer  mehr  Ärztinnen gibt,  hat  sich  an  der
schlechten  Bezahlung  und  den  miserablen  Arbeitsbedingungen  wenig
geändert.  Wie  kann  das  sein?

Die Ursache liegt im grundlegenden Verhältnis dieser Arbeit zum Kapital.
Solange Reproduktionsarbeit  (wozu private  Kindererziehung ebenso zählt



wie die Betreuung in der Kita) in staatlichen Einrichtungen geleistet wird,
entsteht durch sie kein Mehrwert für das Kapital. Wenn es sich also nicht
vermeiden lässt,  diese  Arbeiten  außerhalb  der  Familie  und des  privaten
Haushaltes zu verrichten, muss es eine andere Möglichkeit  geben, damit
Profit zu generieren: Privatisierung!

Privatisierung und Prekarisierung
Spätestens seit Einführung der Fallpauschale 2004 in Deutschland, welche
für jedes Krankheitsbild eine durchschnittliche Bezahlung für die Behandlung
festlegt, womit alles, was darüber hinausgeht, ein Defizit für die Klinik oder
enormen  Bürokratieaufwand  bedeutet,  sahen  sich  viele  Kommunen
gezwungen, ihre Kliniken an private Unternehmen zu verkaufen. Seit 1991
ist die Zahl der privaten Klinken um 70 % gestiegen und über 320 % mehr
privatisierte Betten sind seitdem entstanden. Das führt dazu, dass vor allem
die Behandlungen durchgeführt werden, die am meisten Profit bringen und
im  Gegenzug  möglichst  viel  Geld  beim  Personal  eingespart  wird,  um
konkurrenzfähig zu bleiben. Kein Wunder also, dass allein zwischen 2002 und
2006, also rund um die Einführung der Fallpauschalen und den Beginn der
Privatisierungswelle,  circa  33.000  Vollzeitstellen  in  der  Pflege  wegfielen.
Aktuell fehlen rund 100.000 Vollzeitstellen. Pflegekräfte arbeiten momentan
rund 10 Jahre lang in ihrem Beruf, bevor sie wegen Überlastung eine neue
Beschäftigung suchen.

Was tun?
Es ist also vor allem der Druck, Profit im Care-Sektor zu generieren, welcher
letztendlich sowohl den Beschäftigten schadet als auch den Patient_Innen
und damit der gesamten Bevölkerung. Wir fordern deshalb, dass der Care-
Sektor  nach  den  Bedürfnissen  derer  ausgerichtet  werden  muss,  die  er
versorgt und die darin arbeiten. Dazu braucht es auf der einen Seite die
Entprivatisierung  und  Neuorganisierung  öffentlicher  Einrichtungen  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  wie  auch  die  Vergesellschaftung  der  privaten
Reproduktionsarbeit in Form von öffentlichen Wäschereien, Küchen, Kitas
etc.  Diese  Forderungen  können  aber  letztendlich  nicht  vollständig  im



Rahmen des kapitalistischen Systems realisiert und müssen deshalb immer
als Teil einer revolutionären gesellschaftlichen Umwälzung gesehen werden,
die das Ziel hat, den Kapitalismus zu überwinden. Bis dahin muss es aber
auch unsere Aufgabe sein, für konkrete Verbesserungen im Hier und Jetzt zu
kämpfen wie zum Beispiel: Die Offenlegung aller Geschäftsbücher und damit
volle Einsicht der Beschäftigten in Kosten und Einnahmen ihrer Betriebe

Die  Verstaatlichung  und  den  Ausbau  des  gesamten  Care-Sektors
unter  Kontrolle  der  Beschäftigten,  Patient_Innen,  Gewerkschaften
und Arbeiter_Innen, finanziert durch die Besteuerung der Reichen!
Mehr Planungssicherheit  und Wertschätzung für Care-Berufe! Das
heißt:  höhere  Löhne,  verringerte  Arbeitszeit  bei  vollem
Lohnausgleich und mehr Personal in sämtlichen Pflegebereichen!
Das  Ende  der  Fallpauschalen!  Für  eine  Behandlung,  die  an  der
Gesundheit und den Bedürfnissen der Patient_Innen ausgerichtet ist
und nicht am Profit privater Konzerne!

Quellen:

https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/—dgreports/—dcomm/—publ/docu
ments/publication/wcms_633166.pdf

Altersarmut in Deutschland
Helga Müller (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Der  Armutsbericht  2021  des  Paritätischen  Wohlfahrtsverbandes  macht
deutlich,  dass  die  Pandemie  die  Armutsquote  in  Deutschland  nach  oben
getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen Menschen waren 2020
von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten
Industrienationen der Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier:
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10  %  der  Reichsten  in  Deutschland  verfügen  über  67  %  des
N e t t o g e s a m t v e r m ö g e n s .
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ung
erechtigkeit-waechst-100.html).  Sozialwissenschaftler:innen  sprechen  von
einer relativen Armut in Deutschland, die nach EU-Standard so definiert ist:
Als  Arm  gelten  Menschen,  die  über  weniger  als  60  %  des  mittleren
E i n k o m m e n s  v e r f ü g e n .  ( n a c h :
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-unge
rechtigkeit-waechst-100.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote
während der Pandemie noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die
Große Koalition nicht Maßnahmen wie die Verlängerung und Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter  Erwerbstätigen  –  vor  allem  bei  den  Selbstständigen  –  hat  die
Einkommensarmut auf derzeit 53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren
tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und kinderreiche Paarhaushalte
das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders Rentner:innen
und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr
2013  spielte  Altersarmut  dagegen  statistisch  gesehen  nur  eine
untergeordnete  Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass
vor allem unter Frauen (16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %)
herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren. Dies ist gegenüber 2019
nochmal  eine  Steigerung  um  1  Prozentpunkt.  Selbst  der  Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“
(alle Zahlen nach: Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind,
sind vielfältig,  aber  auch Politiker:innen der  Ampelkoalition bekannt  und
haben  sich  seit  Jahrzehnten  nicht  verändert.  Die  Vorhaben  im
Koalitionspapier  werden  zur  Linderung  nicht  viel  beitragen,  sofern  sie
überhaupt  umgesetzt  werden.  Alle  sozialen  Maßnahmen  stehen  ja
bekanntlich unter dem Vorbehalt der Wiedereinführung der Schuldenbremse
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und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch Steuererhöhungen – vor allem
für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der Pandemie
einen  guten  Schnitt  gemacht  haben.  Hier  konnte  sich  die  FDP  voll
durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen
oft gar nicht in Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen
Regelsatz zu einem existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn
sie  arbeiten,  müssen  sie  aufgrund  der  nicht  ausreichenden
Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar Mini-
oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen
u n d  2 , 9  M i l l i o n e n  M ä n n e r  e i n e n  M i n i j o b  a u s .
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im
-Niedriglohnsektor-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in
Bürgergeld  im  Koalitionsvertrag,  ohne  kräftige  Erhöhung  des
Regelsatzes  und  Abschaffung  der  Sanktionen  ist  –  wie  der
Hauptgeschäftsführer  des  Paritätischen  in  seinem Statement  zum
Armutsbericht  sagt  –  nur  eine Mogelpackung.  Zu den Mini-  oder
Midijobs steht im Koalitionspapier lediglich, dass verhindert werden
soll,  dass  reguläre  Arbeitsverhältnisse  in  solche  umgewandelt
werden.  Aber  wie  das  konkret  geschehen  soll,  bleibt  unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der
Gender Pay Gap liegt  2020 lt.  Statistischem Bundesamt noch bei
1 8  %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-A
rbeit/Dimension-1/gender-pay-gap.html).  Auch  daran  wird  die
Ampelkoalition  nichts  ändern.  Das  Einzige,  was  dazu  im
Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das
nur einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu
den  Gehaltskriterien  einer  Tätigkeit  beinhaltet  –  weiterentwickelt
und die Durchsetzung gestärkt werden soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig
und reicht nicht für ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben.
Vor allem aber wirkt sich dies negativ auf die Altersrente aus. Im



Koalitionsvertrag  wird  hierzu  nur  Bezug  auf  Mini-  und  Midijobs
genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie,
bleibt auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019
rund 25,8 %. Bei Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur
bei 15,5 % (Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung
vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind entweder auf einen Zweitjob
angewiesen oder gehören zu den sogenannten Aufstocker:innen. Die
im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns auf 12
Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die
richtige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus
dieser Armutsfalle herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten
in  sogenannten  sozialen  Berufen  wie  Pflege,  Erziehung  u.  ä.  –
spiegelt  sich  auch  in  einem  geringerem  Gehalt  wider.  Auch  die
aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine angemessene
Bezahlung  zu  ermöglichen.  Außer  allgemeinen  Floskeln,  dass  die
Löhne für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und
Prämien (bis 3.000 Euro) steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im
Koalitionsvertrag.

Unterbrechung  der  Arbeit  aufgrund  der  Versorgung  von  Kindern
oder  zu  pflegenden Angehörigen,  was  in  den meisten Fällen  von
Frauen geleistet wird – oft schon allein deswegen, weil sie in der
Regel  weniger  verdienen  als  ihre  Männer  –,  bedeutet  weniger
Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen  gefördert  werden  sollen  und  Brückenteilzeit  in
Zukunft mehr in Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich
etwas,  dass  dazu  beitragen  kann,  Familie  und  Beruf  besser  zu
vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der
Pandemie,  welche das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter
erhöhen wird.  Dabei stieg sie im Zeitraum von Februar 2020 bis
Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei Männern (1,8 %).



(s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur
„Sicherung“  der  Renten  in  Zukunft  vorhat.  Dazu  „werden  wir  zur
langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und Rentenbeitragssatz in eine
teilweise  Kapitaldeckung der  gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen.
Diese  teilweise  Kapitaldeckung  soll  als  dauerhafter  Fonds  von  einer
unabhängigen  öffentlich-rechtlichen  Stelle  professionell  verwaltet  werden
und global anlegen. Dazu werden wir in einem ersten Schritt der Deutschen
Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen Kapitalstock
von 10 Milliarden Euro zuführen.“

D.  h.  nichts  anderes,  als  dass  ein  Teil  der  Rente  in  Zukunft  von  den
Finanzmärkten abhängig gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt
zur Privatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung nach Einführung der
Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese zusätzliche „Säule“ ist
alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend  instabilen  internationalen  Situation  es  zu  einem  neuen
Börsencrash kommen wird. Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem
laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die dann anderswo fehlen.
Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW,  Johannes  Geyer,  nicht  ausreichen:  „Man  bräuchte  mindestens  300
Milliarden  Euro.  Dann  könnte  man  hoffen,  jährlich  15  Milliarden
Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner ausgeschüttet werden.“ (zit.
nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND vom
21.02.22).

Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu
machen. Sie müsste stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und
mehr  Mitteln  aus  dem  Haushalt  finanziert  werden:  Das  Pro-Kopf-
Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020).
Auch  das  Steuereinkommen  könnte  ohne  weiteres  erhöht  werden:  Eine
einmalige Vermögensabgabe mit einer Laufzeit von 10 Jahren würde 300
Mill iarden  Euro  einbringen.  Auch  die  Wiedereinführung  der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro



auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten
geht, sondern die Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie
Lohnnebenkosten  oder  höheren  Kapitalsteuern  zu  entlasten,  um  deren
Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften Entwicklung nicht zu
beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser
vor Altersarmut geschützt sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im
Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen erhielten hier ca. 1.700 Euro
im  Monat  –  in  Deutschland  waren  das  nur  1.000  (Zahlen  nach
Sozialwissenschaftler  Florian  Blank;  in:  Geteilter  Genuss,  NEUES
DEUTSCHLAND vom 25.07.20). Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen
am  Bruttoinlandsprodukt  fließt  in  Österreich  mehr  öffentliches  Geld  in
Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5  %,  12,5  %  davon  zahlen  die  Arbeit„geber“:innen.  Ein  anderer
entscheidender Grund ist, dass fast alle Erwerbstätigen einschließlich der
Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es
einen  großen  geschlechtsspezifischen  Unterschied.  Zudem  ist  auch  hier
damit zu rechnen, dass eine neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten
zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein
Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und
Rentner:innen.  Diese  Regelung  soll  auf  alle  Freiberufler:innen,
(Schein-)Selbstständigen, Studierende, Sexarbeiter:innen und andere
ausgedehnt  werden,  die  wegen  der  Pandemie  ihre  Dienste  nicht
verkaufen können!
Kostenloser  Zugang  zu  Gesundheits-,  Krankenversorgung,
Pflegeeinrichtungen und gesicherte Renten für alle Frauen!



Kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,  öffentliche
Kantinen  und  Wäschereien  –  um  eine  gesellschaftl iche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Alle  müssen  in  die  gesetzliche  Rentenkasse  einzahlen  –  auch
Selbstständige, Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich!
Umwandlung  prekärer  Beschäftigungsverhältnisse  in  tariflich
gesicherte;  Abschaffung  der  Leiharbeit  und  Übernahme  der
Leiharbeiter:innen!
Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Keine  Rettungspakete  und  keine  Milliardengeschenke  für  die
Konzerne! Die Reichen müssen zahlen! Progressive Besteuerung von
privaten  Vermögen  und  Unternehmensgewinnen  zur  Finanzierung
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und der Sicherung
der  Einkommen  und  Renten  der  arbeitenden  Bevölkerung!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Unternehmen  unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern
oder Standorte schließen wollen!
Für  eine  verstaatlichte,  einheitliche  Sozialversicherung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  (Gesetzliche  Krankenversicherung,
Bundesanstalt  für  Arbeit,  Rentenversicherung,  Unfallversicherung,
Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe),  finanziert  durch  eine  progressive
Besteuerung!
Für  kommunale,  regionale,  bundesweite  und  internationale
Selbstverwaltung der Einheitsversicherung durch die Versicherten!
Unternehmer: innen  raus  aus  den  Aufs ichtsräten  der
Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten
Arbeiter:innenklasse,  einschließlich  aller  Arbeitslosen  und



Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss mit
dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.

Frauen  –  Verliererinnen  der
Pandemie
Lucretia Ramunkel (REVOLUTION, Österreich)/Katharina Wagner (Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Seit Beginn der Pandemie hat sich einiges geändert, vor allem für Frauen
und zwar nicht zum Besseren.

Die  globale  Wirtschaftskrise,  die  sich  auch  schon  vor  der  Pandemie
abzeichnete,  wurde durch sie deutlich verstärkt und synchronisiert.  Auch
wenn  in  den  imperialistischen  Nationen  deren  Auswirkungen  teilweise
mithilfe von Konjunkturpaketen, Kurzarbeiter:innengeld oder Corona-Hilfen
abgefedert werden konnten, so sieht es in halbkolonialen Ländern deutlich
anders aus. In allen Ländern führten die Maßnahmen zur massiven Zunahme
der Verschuldung. Gleichzeitig ging die Entwicklung mit einer Zuspitzung
der innerimperialistischen Konflikte einher.

Die  Pandemie  hat  in  vielerlei  Hinsicht  das  Leben  für  geschlechtlich
unterdrückte  Personen  verschlechtert,  etwa  durch  den  Verlust  von
Verdienstmöglichkeiten, den Anstieg an sexueller Gewalt und die erhöhte
Belastung durch die Sorgearbeit, um nur einige zu nennen.

Arbeitslosigkeit und Einkommen
Schon ein Blick auf die Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Einkommen
verdeutlicht, wie viel stärker Frauen von Krise und Pandemie betroffen sind.
E i n e m  U N - B e r i c h t  a u s  d e m  J a h r  2 0 2 1
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(https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf)
zufolge  stiegen  2020  die  Arbeitslosenzahlen  um  33  Millionen  auf  220
Millionen. Weitere 81 Millionen schieden aus dem Arbeitsmarkt aus. 5 %
aller beschäftigten Frauen verloren ihren Arbeitsplatz (gegenüber 3,9 % der
Männer).

Die  Einbußen  konnten  teils  in  imperialistischen  Nationen  durch
Kurzarbeiter:innengeld  abgemildert  und  somit  einige  Entlassungen  auch
verhindert werden. Jedoch sieht das für den globalen Süden anders aus. So
verloren in Indien 47 % aller Frauen während des ersten Lockdowns im Jahr
2020 ihre Jobs (während nur 7 % der männlichen Arbeitskräfte dasselbe
S c h i c k s a l  t e i l e n )  ( Q u e l l e :
https://www.thehindu.com/news/national/tamil-nadu/more-women-lost-jobs-in
-the-pandemic-in-india-compared-to-men-says-expert/article38417389.ece).

In vielen Ländern haben die Menschen keinen Zugang zu staatlichen Hilfen.
Frauen sind auch überdurchschnittlich häufig von Entlassungen betroffen, da
ein großer Teil im sogenannten informellen Sektor tätig ist. Das bedeutet, sie
haben keinerlei Anspruch auf Entlohnung im Falle von Krankheit oder dem
Verlust ihres Jobs. So arbeiten z. B. im südlichen Afrika rund 92 % aller
weiblichen  Erwerbstätigen  ohne  jegliche  Absicherungsmaßnahmen  wie
Kündigungsschutz  oder  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.

Ökonomische Folgen
Ungleiche  Bezahlung  der  Geschlechter  ist  kein  Symptom der  Pandemie.
Jedoch wird der Einkommensunterschied durch diese vergrößert und damit
die ökonomische Abhängigkeit in Partnerschaften. Frauen sind vor allem in
Sektoren überrepräsentiert, die besonders hart von der Pandemie getroffen
wurden  und  traditionell  schlechter  bezahlt  werden:  Gastgewerbe,
Einzelhandel,  Tourismusbranche.  Außerdem  sind  sie  im  sogenannten
informellen Sektor und in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig.  So
haben sie in informellen Beschäftigungsverhältnissen während des ersten
Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren. Zudem kommt, dass
viele Frauen teilzeit- oder in Mini-Jobs beschäftigt sind, da sie sich um den
Haushalt und die Kinder kümmern müssen. Selbst wenn man das Glück hat,
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in einem Land zu leben, das die Einkommensausfälle abmildert, so haben
viele Frauen keinen Anspruch auf Gelder oder bekommen sehr viel weniger
als Männer. So hat in Deutschland beispielsweise nur jemand Anrecht auf
Kurzarbeiter:innengeld,  der/die in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt
hat,  was bei Leuten nicht zutrifft,  die im informellen Sektor arbeiten. In
Europa sind mehr als 30 % der Frauen teilzeitbeschäftigt, was bedeutet, dass
sie weniger Arbeit„nehmer“:innenrechte, Gesundheitsschutz und Zugang zu
grundlegenden Leistungen genießen.

Auch Schließungen von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen wirken
sich negativ auf das Einkommen von Frauen aus. Die Gesellschaft, die auf
einer traditionellen Rollenverteilung beruht und Politik für die klassische
Kernfamilie macht, bringt eine massive Mehrbelastung für die Frau während
der Pandemie mit sich. So sind es Frauen, die vor allem die Kinderbetreuung,
das  Homeschooling  und  die  Haushaltstätigkeiten  während  der
Ausgangsbeschränkungen übernommen haben. Die Mehrbelastung durch die
Sorgearbeit führte in vielen Fällen dazu, dass es ihnen nicht mehr möglich
war,  ihrer  Lohnarbeit  in  vollem  Umfang  nachzugehen.  Auf  Grund  der
geringeren  Lohnarbeitszeit  und  Sozialleistungen,  die  auf  das
Kernfamilienmodell ausgelegt sind, sind überdurchschnittlich häufig Frauen
von Altersarmut bedroht.

Kein  Wunder  also,  dass  die  Einkommensunterschiede  zwischen  den
Geschlechtern während der Pandemie weiter massiv zugenommen haben.
Laut  WEF  (Weltwirtschaftsforum)  verdienen  Frauen  weltweit
durchschnittlich nur 68 % dessen, was Männer für dieselbe Arbeit erhalten
würden. In Ländern mit der geringsten Kaufkraftparität sind es sogar nur
40 %. Und auch hier hat die Pandemie die Situation für Frauen deutlich
verschlechtert. Erste Untersuchungen deuten bereits darauf hin, dass das
Lohn- und Gehaltsgefälle sich im Zuge der Pandemie um 5 % vergrößert hat.

Gesundheitsbereich und Care-Arbeit
Auch  wenn  Frauen  ihre  Erwerbsarbeit  nicht  verlieren,  ist  das  ein
zweifelhaftes Glück. Bekanntlich stellt der Sozial- und Pflegebereich einen
wichtigen Beschäftigungssektor für Frauen dar. Weltweit stellen sie etwa



70 % des Personals in diesen Bereichen. Da sie es meistens sind, die sich
bezahlt oder unbezahlt um Kranke und Pflegebedürftige kümmern, sind sie
dem Virus stärker ausgesetzt. Die Mängel, die schon vor der Pandemie im
Pflegebereich  sichtbar  waren,  haben  sich  durch  ihr  Andauern  und  die
unzureichende  Zuwendung  seitens  der  Politik  massiv  verschärft.  Die
schlechte Bezahlung im Pflegebereich und die fehlende Anerkennung hatte
auch schon vor der Pandemie einen Fachkräftemangel nach sich gezogen.
Durch die psychische und physische Belastung, der ständigen Angst vor einer
Ansteckung und der schwierigen Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben
viele Pflegekräfte in den letzten Pandemiejahren gekündigt. Hinzu kommt die
Anfeindung durch Coronaleugner:innen und Impfgegner:innen. So denkt in
Deutschland mittlerweile jede 3. Person von den 1,8 Millionen Menschen, die
in der Pflege beschäftigt sind, über einen Berufswechsel nach.

Da  ein  großer  Teil  der  Kapazitäten  im  Gesundheitsbereich  mit  der
Bekämpfung von Covid-19 ausgelastet ist, ist in vielen Teilen der Welt der
Zugang zu reproduktiver medizinischer Versorgung für Frauen noch weiter
eingeschränkt. Ein Anstieg der Mütter- und Kindersterblichkeit ist klar zu
erkennen.  Dies  sieht  man  vor  allem  in  halbkolonialen  Ländern.  In
Bangladesch, Nigeria und Südafrika wurde 2021 ein Anstieg von 30 % bei
der  Sterblichkeit  von  Müttern  und  Neugeborenen  verzeichnet.  Auch  die
Schwangerschaftsvorsorgeuntersuchungen  haben  sich  vielerorts  aufgrund
mangelnder  Ausstattung  und  personeller  Kapazitäten  verringert.  Durch
Lockdowns  sind  Angebote  dafür  wie  für  Familienplanung  deutlich
eingeschränkt.  Seit  Beginn  der  Pandemie  und  damit  einhergehenden
Schließungen von Schulen und Anlaufstellen ist der Zugang zu Aufklärung,
Verhütungsmitteln  und  sicheren  Schwangerschaftsabbrüchen  deutlich
eingeschränkt. In Gauteng beispielsweise, Südafrikas bevölkerungsreichster
Provinz,  ist  seit  Beginn  der  Pandemie  die  Anzahl  der  Kinder,  die  von
jugendlichen Müttern geboren wurden, um 60 % gestiegen.

Gewalt gegen Frauen
Verdienstausfälle  und  dadurch  geschaffene  existenzielle  Sorgen  sowie
Quarantäne  und  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  haben  einen



massiven Anstieg an häuslicher Gewalt mit sich gebracht. Allein in der EU
wurde in den ersten Monaten der Pandemie eine Zunahme von Notrufen
wegen häuslicher Gewalt um 60 % registriert. Die ökonomische Abhängigkeit
und eingeschränkte Bewegungsfreiheit erschwert es davon Betroffenen, dem
zu entkommen.  Auch  die  Angebote  von  Schutzräumen,  welche  trotz  der
Istanbul-Konvention schon vor der Pandemie unzureichend waren, wurden in
vielen Ländern eingeschränkt oder ganz gestrichen.

Mit  dem Anstieg  häuslicher  und sexistischer  Gewalt  geht  auch einer  an
Femiziden einher.  In  Mexiko beispielsweise  wurden 2021 922 Morde an
Frauen  als  Femizid  eingestuft.  2020  waren  es  893  Frauen.  Auch
Schulschließungen  ziehen  drastische  Folgen  mit  sich.  Denn  das  Risiko,
dadurch geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt zu , steigt dramatisch. In
Somalia beispielsweise nahm durch die Pandemie die Zahl der weiblichen
Genitalverstümmelungen  um  31  %  zu(Bevölkerungsfonds  der  Vereinten
Nationen)  erlitten  haben.

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
Die  Ursachen  für  all  diese  Verschlechterungen  müssen  im  Kontext  der
kapitalistischen  Produktionsweise  und  der  geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung betrachtet werden, bei der die Frau auf die Tätigkeit in der
sogenannten Reproduktionsarbeit fixiert ist, auf Aufgaben zur Erhaltung des
unmittelbaren Lebens wie Kindererziehung, Pflege von Familienangehörigen
oder Hausarbeit im privaten Umfeld. In den allermeisten Fällen handelt es
sich hierbei um unbezahlte und aus Sicht des Kapitals unproduktive Arbeit,
da sie keinen Mehrwert generiert. Demgegenüber übernimmt der Mann die
produktiven Arbeiten. Mit Entstehung der bürgerlichen Familie als Norm,
welche sowohl ideologisch als auch repressiv gegenüber anderen modernen
Formen  durchgesetzt  und  verteidigt  wird,  reproduziert  sich  die  eben
angesprochene  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  bis  heute  weiter.

Der Kapitalismus hat sich diese lange vorher existierende zunutze gemacht,
indem der Mann einen sogenannten „Familienlohn“ erhält und die Frau quasi
als „Zuverdienerin“ das familiäre Haushaltsvermögen aufstockt. Dies erklärt
den weiterhin herrschenden Lohnunterschied (Gender Pay Gap) zwischen



Männern und Frauen. Global betrachtet stimmt dieses Modell schon lange
nicht mehr mit der Realität überein. In vielen Fällen ist nämlich die Frau
mittlerweile Hauptverdienerin und ein Lohn oft nicht ausreichend, um das
Überleben  der  Familie  zu  sichern.  Dennoch  trägt  auch  dieser  Umstand
weiterhin  zur  Fest igung  der  bürgerl ichen  Famil ie  und  der
geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  bei.

Reserve
Denn  Frauen  werden  von  Kapitalist:innen  als  sogenannte  Reservearmee
gesehen, was auch ihre stärkere Betroffenheit in Krisenzeiten erklärt. Sie
besteht aus Menschen, die in konjunkturell starken Phasen eingestellt und in
Krisenzeiten wieder schnell entlassen werden können. Dann wird auch gerne
die Reproduktionsarbeit aus Kostengründen zurück ins private Umfeld und
somit  unentgeltlich  verlagert.  Dadurch  entsteht  wiederum  eine  stärkere
Doppelbelastung aus Erwerbs- und Sorgearbeit für Frauen. Einher geht auch
eine  zunehmende  Abhängigkeit  vom  Partner,  was  es  oftmals  unmöglich
macht,  diesen  Rollen  zu  entkommen.  Auch  in  der  Pandemie  ist  dieser
Rollback deutlich zu sehen.

Diese veralteten Rollenbilder reproduzieren und verstärken eine Spaltung
zwischen  Mann  und  Frau  zugunsten  des  Kapitals.  So  ist  es  auch  nicht
verwunderlich, dass Frauen härter von den Folgen der Pandemie betroffen
sind.  Deshalb darf  ihre Lage nicht  losgelöst  vom kapitalistischen System
betrachtet  werden,  in  dem  wir  uns  befinden.  Ein  System,  das  von  der
Ausbeutung profitiert, kann niemals die Lösung für eben jene Problematik
liefern. Denn für Marxist:innen handelt es sich beim Kapitalismus nicht nur
um  ein  Produktions-,  sondern  ein  Gesellschaftssystem,  welches  alle
Lebensbereiche durchdringt und unser Denken und Handeln bestimmt. Das
ist  klar erkennbar in den Geschlechterrollen,  die uns zugeschrieben, uns
anerzogen werden und sich dadurch weiter reproduzieren.

Wofür kämpfen?
D a  i n  e i n e m  S y s t e m ,  d a s  a u f  A u s b e u t u n g  b e r u h t ,  k e i n e
Geschlechtergerechtigkeit möglich ist muss der Kampf um Verbesserungen



als Teil eines umfassenderen um vollständige Befreiung verstanden werden.
Er muss international organisiert sein und mit dem gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Selbst wenn sich die Lage der Frau von Land zu Land
deutlich unterscheidet, müssen einige Forderungen international aufgestellt
werden.

Wir fordern gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit und einen Mindestlohn,
der zum Überleben reicht. Die Abschaffung des informellen Sektors muss auf
die  Tagesordnung  gesetzt  werden.  Solche  und  andere  prekäre
Arbeitsverhältnisse  müssen  durch  Einführung  von  Tariflöhnen  und
Kollektivverträgen  verschwinden,  die  Beschäftigten  voll  in  solche
„Normalarbeitsverhältnisse“  integriert  werden.  Die  Kontrolle  über  die
Umsetzung dieser Maßnahmen und die Sicherung der Gehälter muss in der
Hand  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  liegen.  In  einer
Pandemie wie dieser ist es auch wichtig, einen Entlassungsstopp und bei
Schließungen  ganzer  Branchen  die  Auszahlung  voller  Löhne  zu  fordern.
Außerdem brauchen wir einen weitläufigen Ausbau des Gesundheitssystems,
der  Altersvorsorge,  von  Kitas  und  Schulen  als  Teil  eines  Programms
gesellschaftlich  nützlicher  Arbeiten  unter  Kontrolle  der  Lohnabhängigen,
bezahlt aus den Profiten der Unternehmen.

Um Frauen vor psychischer und physischer Gewalt zu schützen, bedarf es
d r i n g e n d  d e s  A u s b a u s  v o n  S c h u t z r ä u m e n  u n d  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen. Wir fordern ebenso eine rechtliche Gleichheit
und ein Recht auf Scheidung sowie auf sichere, durch Krankenkassen bzw.
den Staat bezahlte Abtreibung und körperliche Selbstbestimmung. Auch der
kostenlose  Zugang  zu  Verhütungsmitteln,  Aufklärung  und  medizinischer
Versorgung muss gewährleistet sein.

Der  Kampf  gegen  die  Folgen  von  Pandemie  und  Krise,  von  denen
lohnabhängige Frauen besonders hart getroffen werden, hat aber auch zu
vielen  Abwehrkämpfen  und  Bewegungen  geführt,  wo  Arbeiterinnen  an
vorderster Front standen. Diese zeigen, dass Frauen nicht in erster Linie
Opfer  und  Betroffene,  sondern  vor  allem  Kämpferinnen  sind.  Die
Frauen*streiks der letzten Jahre, die Bewegungen im Gesundheitssektor und
Frauen,  die  in  Afghanistan  unter  extremen  Bedingungen  ihre  Rechte



verteidigen – sie alle zeigen, dass vor unseren Augen auch die Basis für eine
neue internationale proletarische Frauenbewegung entsteht.

Lasst uns gemeinsam für die Abschaffung des Kapitalismus und für
eine vollständige Frauenbefreiung kämpfen! Für den Aufbau einer
internationalen, proletarischen Frauenbewegung!

Solidarität  mit  den
Arbeiter_Innen  und
Jugendlichen in Kasachstan!
Artikel von der Gruppe Arbeiter_innenmacht zu den Protesten in Kasachstan

Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am
Sonntag,  den  2.  Januar,  in  Schangaösen inmitten  der  westlichen Region
Mangghystau,  das  das  Zentrum  der  für  die  Wirtschaft  des  Lands
entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen)
dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem
Generalstreik  erfasst,  der  auch  auf  die  Nachbarregion  Atyrau  übergriff.
Innerhalb  weniger  Stunden  und  Tage  inspirierten  und  entfachten  sie
Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny,
danach Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen
Hauptstadt  Nur-Sultan (vormals  Astana).  Diese nahmen die  Form lokaler
spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie
die  Arabischen Revolutionen,  rasch zu  einem beginnenden Volksaufstand
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entwickelten, an der Erhöhung der Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren
bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die Ausgaben für Gas, das
von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die  Bewegung  entwickelt  sich  innerhalb  kurzer  Zeit  von  Streiks  und
Protesten gegen die drastischen Erhöhungen der Preise zu einer gegen die
autoritäre  kapitalistische  Regierung.  Von  Beginn  an  spielten  die
Lohnabhängigen  der  zentralen  Industrien  eine  Schlüsselrolle  im  Kampf,
letztlich das soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet
die Sozialistische Bewegung Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die
Ausweitung  der  Streikbewegung  in  einer  Erklärung  zur  Lage  im  Lande
(http://socialismkz.info/?p=26802;  englische  Übersetzung  auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/),  sondern
auch  über  eine  Massenversammlung  der  ArbeiterInnen,  wo  erstmals  die
Forderung nach dem Rücktritt des Präsidenten erhoben wurde:

„In  Schangaösen  selbst  formulierten  die  ArbeiterInnen  auf  ihrer
unbefristeten Kundgebung neue Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen
Präsidenten  und  aller  Nasarbajew-Beamten,  die  Wiederherstellung  der
Verfassung von 1993 und der  damit  verbundenen Freiheit,  Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und
die  Beendigung  der  Unterdrückung.  Der  Rat  der  Aksakals  wurde  als
informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

Zuckerbrot und Peitsche
Die  Staatsführung  unter  dem  seit  zwei  Jahren  amtierenden  Präsidenten
Tokajew reagierte auf die Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit
Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um  die  Bevölkerung  zu  beschwichtigen,  wurden  die  Erhöhungen  der
Gaspreise schon zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald
danach auch der Vorsitzende des Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident
Nursultan  Nasarbajew  zurück.  Diese  Veränderungen  sind  jedoch  rein
kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat,
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werden die Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan
Smailow weitergeführt. Nasarbajew, der das Land rund 30 Jahre autokratisch
regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei Nur Otan (Licht
des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt
(76 von 98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates,
einer Art Nebenpräsident, zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch
sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste,
auf die Besetzung öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines
Aufstands zum Sturz der herrschenden Elite auch mit massiver Repression.

Die  Proteste  in  Städten  wie  Almaty,  die  von  Beginn  an  viel  mehr  den
Charakter von Emeuten hatten, wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend
Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst spricht davon, dass bis zum
6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3 000
wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um
seine Macht, seine „Ruhe und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was
alle kapitalistischen Regierungen, alle repressiven Regime anstellen, wenn
ihre  Macht  gefährdet  ist:  Diffamierung  der  Massenbewegung  als
„Kriminelle“,  „TerroristInnen“  und  legitimiert  damit  die  Verhängung  des
Ausnahmestandes (vorerst  bis  19.  Januar),  den Einsatz von Schusswaffen
gegen Protestierende, die Abschaltung von Messengerdiensten wie Signal
und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze sollen laut
Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern.
Um diese Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er
die große imperialistische Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt
prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der „Organisation des Vertrags
über  kollektive  Sicherheit“  (OVKS)  helfen sollen,  die  „verfassungsmäßige
Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur  schützen  und  haben  auch  das  Recht,  ihre  Schusswaffen
einzusetzen.



Ursachen der politischen Krise
Angesichts  dieser  Zusammenballung  der  Kräfte  des  Regimes,  seines
Staatsapparates und seiner Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung
der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal in der Geschichte des
Landes.  Über  Jahrzehnte  regierte  Nasarbajew  mit  eiserner  Hand.  Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die
das Wirtschaftsleben des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und
Gasfelder, große strategische, wichtige weitere Rohstoffvorkommen wie auch
den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die
Staatspartei Nur Otan, die faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und
jeder  nennenswerten  Opposition.  Selbst  die  sog.  Kommunistische  Partei
wurde 2015 gerichtlich verboten.

Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber
auch jahrelang auf ein Wachstum der Wirtschaft.  Der Öl-  und Gasexport
bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich der Bergbau. Kasachstan ist
mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über weitere
wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch
autoritäres Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken,
was  nicht  nur  den  Ausbau  wirtschaftlicher,  politischer  und  militärischer
Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte, sondern auch große
westliche InvestorInnen gerade in  der  Öl-  und Gasindustrie  anzog (z.  B.
Exxon, ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen
Verbündeten  Russlands  dar,  das  keinesfalls  einen  Sturz  dieses  Regimes
zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan
auch  ein  im  Vergleich  zu  anderen  halbkolonialen  Ländern  gewichtiges
Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15 machten sich jedoch vor
allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im



Grunde eine Phase der wirtschaftlichen Stagnation seit  Mitte der 2010er
Jahre durch, während der Pandemie und Krise schrumpfte das BIP.

Wie  in  vielen  Ländern,  deren  Staatseinnahmen  wesentlich  aus
Rohstoffexporten und der Grundrente stammen, ging die Entwicklung des
kasachischen  Kapitalismus  mit  einer  extremen  Form  der  sozialen
Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende,
neue Schicht von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des
Landes. Jahrelang ging diese Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in
andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von Verkehrswegen) einher
und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.

Doch  seit  Jahren  wird  dies  für  den  kasachischen  Kapitalismus  immer
schwieriger aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die
Armen  abgeben.  Im  Gegenteil,  sie  drängen  im  Chor  mit  westlichen
WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen und die
Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der
Öl- und Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern
oder neue Abbaustätten zu erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade
dort dar, wo der Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die
ChefInnen  der  kasachischen  Energie-  und  Bergbauunternehmen  und  die
Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die Beschäftigten
auf  den  Öl-  und  Gasfeldern  –  und  das  oft  unter  lebensgefährlichen
Bedingungen.  Viele warten oft  monatelang auf  ihre Löhne,  zehntausende
ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form
einer gigantischen Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu
einer riesigen Streikwelle der ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen
wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen zufolge 70 Streikende
ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der
ArbeiterInnenklasse in diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen,



der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch in den letzten Monaten des
Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.

Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den
industriellen  Zentren  in  Westkasachstan,  die  von  den  Lohnabhängigen
getragen werden und die sich des Streiks – und damit kollektiven Aktionen
der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten.  Von  größter  Bedeutung  ist  jedoch,  dass  deren  Forderungen
mittlerweile  längst  über  betriebliche  und  gewerkschaftliche  Fragen
hinausgegangen sind und auch einen politischen Charakter – Rücktritt des
Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen haben.

Zum  Teil  schwappen  diese  auch  in  andere  Regionen  über.  In  anderen
städtischen Zentren entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art
Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter Schichten, von Jugendlichen, aber
auch  Lohnabhängigen,  die  aus  ländlichen  Regionen  in  die  Zentren
migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten
weniger organisiert sind, auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter
an.  Dennoch  ist  diese  Bewegung  auch  ein  genuiner  Ausdruck  der
Massenempörung  gegen  ein  despotisches,  autoritäres  kapitalistisches
Regime.  Dass  solche  Emeuten  auch  mit  Formen  des  Vanadalismus
einhergehen, dass sich auch deklassierte, unpolitische Elemente oder gar
staatliche ProvokateurInnen „anschließen“,  ist  nichts  Ungewöhnliches  für
solche  scheinbar  spontanen,  in  Wirklichkeit  jedoch  sich  schon  lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese
Wut zu einer organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem
davon  ab,  ob  die  ArbeiterInnenklasse,  allen  voran  die  Öl-  und
GasarbeiterInnen,  dieser  eine  politische  Führung  geben  können.

Blutige Abrechnung droht
Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-
Sultan oder anderen städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der
Reichen  und  BürokratInnen,  in  den  Generalstäben  der  Armee  und
Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den Aufständischen und
vor  allem  auch  mit  den  streikenden  und  kämpfenden  ArbeiterInnen



vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie
die Krise zu lösen gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“,
die auszumerzen gelte, Armee und Polizei wurde der Schießbefehl erteilt. Die
Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und zwar nicht nur
den Aufruhr in den Städten,  sondern auch,  ja  vor allem die Streiks und
Strukturen  der  ArbeiterInnenklasse  in  den  Industrieregionen.  Schließlich
wissen  sie  nur  zu  gut,  dass  sich  hier  eine  soziale  Kraft,  eine
Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der
Lohnabhängigen (z. B. TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen.
Sie können so auch die Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und
möglicherweise  auch  untere  Teile  des  Repressionsapparates,  einfache
SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren. Auch diese
Gefahr  drängt  das  Regime  zum  Handeln  und  erklärt  auch,  warum  es
russische  Truppen  angefordert  hat,  deren  bloße  Anwesenheit  auch  die
Disziplin  potentiell  „unsicherer“  kasachischer  Repressionskräfte,  von
PolizistInnen  oder  SoldatInnen,  sicherstellen  soll.

Daher  werden  die  nächsten  Tage  auch  für  die  Bewegung  von  größter
Bedeutung  sein.  Um die  Repressionsmaschinerie  zu  stoppen,  braucht  es
einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie in den Regionen der Öl-
und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln  organisiert  und ArbeiterInnenkomitees  gewählt  werden,  die
den Kampf organisieren und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler
und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden,
die  diesen  Räten  untergeordnet  und  in  der  Lage  sind,  die  bisher
unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan durch organisierte, in
den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen
der  Polizei  eine  Agitation,  sich  dem  Einsatz  gegen  die  Bevölkerung  zu



verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und dem mörderischen Regime die
Gefolgschaft  aufzukünden.  Die  kasachischen  und  russischen
Repressionskräfte  müssen  aus  den  Städten  und  ArbeiterInnenbezirken
zurückgezogen werden. Die OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die
Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich
unwillkürlich die Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das  bedeutet  auch,  dass  die  Streik-  und  Massenbewegung  und  deren
Koordinierungsorgane selbst zu einem alternativen Machtzentrum werden
müssen,  das  das  oligarchische  Regime  stürzen  und  durch  eine
ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die
despotische Pseudodemokratie  abschafft,  sondern auch die kapitalistische
Klasse enteignet, in deren Interesse dieses Regime regiert. Dazu bedarf es
der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder, der Bergwerke,
der  Finanzinstitutionen  unter  ArbeiterInnenkontrolle  und  der  Errichtung
eines demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur
Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung!
Internationale Solidarität jetzt!
Die  Massenbewegung  rückte  Kasachstan  auch  ins  Zentrum  einer
Weltöffentlichkeit, die die Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines
Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch totgeschwiegen hatte.  Was
bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden, wenn
dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer,
aber  auch  US-amerikanischer,  italienischer,  deutscher  und  britischer
Konzerne  fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen
und die Opposition unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das
auf freien Handel und Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum
Wohlgefallen aller ausländischen Mächte voran.



Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands –
zumal  eine,  die  über  Jahrzehnte  nicht  nur  politisch eng verbunden war,
sondern  von  deren  Markt  und  Ressourcen  der  wirtschaftlich  schwache
russische  Imperialismus  sogar  ökonomisch  profitieren  konnte.  Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und
der OVKS und die Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische
Raumfahrt. Darüber hinaus macht die geostrategische Lage des Landes es zu
einem wichtigen Schild  Russlands  vor  einer  weiteren Destabilisierung in
Zentralasien.  Kein  Wunder  also,  dass  dieses  voll  in  den  Chor  der
„Terrorbekämpfung“  einstimmt  und  seinem  Verbündeten  beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch
die  meisten  westlichen  imperialistischen  Länder  ein  Interesse  an  der
Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer ökonomischen Interessen,
ihrer  Investitionen,  aber  auch  zur  Stabilisierung  des  Landes  gegen
„islamistischen  Terror“.  Der  ehemalige  britischer  Regierungschef  Blair
fungierte gar über Jahre als Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen
Medien,  insbesondere  für  den  Fall  von  Aufstandsbekämpfung.  Außerdem
kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher
vergleichsweise  verhalten  aus.  So  erklärte  der  US-Außenminister  Antony
Blinken in einem Gespräch mit  dem kasachischen Amtskollegen Mukhtar
Tleuberdi  „die  volle  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  für  die
verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus
der EU kommt wie oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen
Seiten. Klarer ist hier schon der Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und
dessen  Vorsitzender  Oliver  Hermes,  der  gegenüber  der  Presse  erklärte:
„Eine  schnelle  Beruhigung  der  Lage  ist  unabdingbar,  um  weiteres
Blutvergießen,  eine  Destabilisierung  des  Landes  und  damit  auch  eine
Beschädigung  des  Wirtschafts-  und  Investitionsstandorts  Kasachstan
a b z u w e n d e n . “
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-
proteste-flughafen-putin-russland-news-aktuell-zr-91219297.html)  Über
deutsche  Waffenexporte  im  Wert  von  rund  60  Millionen,  die  im  letzten
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Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt  werden,  hüllen  sich  die  Regierung  und  UnternehmerInnen  in
Schweigen.

Die  relative  Zurückhaltung  des  Westens  lässt  sich  freilich  nicht  nur
ökonomisch  erklären.  Sicherlich  spielt  dabei  auch  ein  geostrategisches
Tauschkalkül  eine  Rolle.  Russland  kann  in  Kasachstan  die  blutige
Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche
InvestorInnen  absichern).  Zugleich  verlangt  man  dafür  ein
„Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens Stillschweigen zu deren
weiterer  Aufrüstung  und  Zurückhaltung  bei  einem  möglichen  NATO-
unterstützten  Angriffe  der  Ukraine  auf  die  Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die
Linke ihre Solidarität mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße
tragen.

Nein  zur  Niederschlagung gegen die  Massenbewegung!  Sofortige
Aufhebung  des  Ausnahmezustandes  und  aller  Einschränkungen
demokratischer  Rechte!  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen!
Nein  zur  russischen  Intervention!  Sofortiger  Abzug  aller  OVKS-
Truppen! Stopp aller Waffenliegerungen!
Internationale  Solidarität  mit  der  ArbeiterInnenklasse  und
Protestbewegung!

Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
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miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch



wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu
kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete



angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende
Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden



noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer
Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen



Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung
und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.



Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale
Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green



Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden
Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert



erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss
daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.



Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur
Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,



sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die
Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich



läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.



Alle Jahre wieder Lockdown. Wie
kann es der letzte werden?
Von Dilara Lorin

Wieso sind wir eigentlich nicht überrascht darüber, dass wir diesen Winter
wieder in der mittlerweile 4. Corona-Welle stecken? Unterbewusst war es
uns doch klar, dass Corona nicht über den Sommer verschwinden wird und
auch wenn die Gedanken darüber immer weiter kollektiv verdrängt wurden,
wussten wir, dass wir der Realität einer fortlaufenden Pandemie ins Auge
blicken müssen. Die 4. Welle ist mitten in Deutschland angekommen: Die
Inzidenzen  liegen  bundesweit  seit  mehreren  Wochen  über  ca.  25.000
Neuinfektionen, seit Beginn der Pandemie sind mehr als 100.000 Menschen
an  Corona  verstorben  und  die  Zahlen  sinken  kaum  und  aufgrund  von
Meldeverzug in den Ämtern und Staus in den Laboren sinken die wahren
Infektionen wahrscheinlich gar nicht ab. Schaut man sich die Karte zu den
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner_Innen binnen der letzten 7 Tage an,
sieht man dunkelrote bis pinke oder lilane Flecken- das heißt wir haben
ausschließlich 200er- bis über 1000er-Inzidenzen pro Landkreis. Am meisten
stechen dort Ost- und Süddeutschland hervor, wo es keinen Landkreis gibt,
der aktuell unter 600 Infektionen pro 100.000 Einwohner_Innen liegt.
Obendrauf verbreitet sich die Omikron-Variante in der Bevölkerung immer
weiter,  welches  einen  noch  krasseren  Schwenk  in  der  aktuellen  schon
krassen Situation verursachen wird.  Nun hört  man vermehrt:  „Ja  impfen
bringt ja eh nichts, man wird trotzdem krank. / Wir müssen einfach lernen
mit der Pandemie zu leben und der natürlichen Auslese freien Lauf lassen“
und auf der anderen Seite werden Stimmen laut, die eine Impfflicht fordern,
während die Schulen offen bleiben und Arbeiter_Innen jeden Tag zur Arbeit
gehen müssen. Wir wollen in diesem Artikel auf verschiedene Strategien der
Pandemiebekämpfung eingehen und unsere Perspektive aufzeigen.

https://onesolutionrevolution.de/alle-jahre-wieder-lockdown-wie-kann-es-der-letzte-werden/
https://onesolutionrevolution.de/alle-jahre-wieder-lockdown-wie-kann-es-der-letzte-werden/


Die Schulen werden durchseucht – Wir Jugendlichen müssen darunter
leiden

Am schlimmsten sieht die Karte Deutschlands für die Neuinfektionen pro
100.000 Einwohner_Innen für Jugendliche aus: Bei den 5- bis 14-Jährigen
gibt es kaum Landkreise, die unter 400 Neuinfektionen liegen! Wie denn
auch,  wenn  die  Schulen  offen  sind,  die  erst  allmählich  geimpften
Schüler_Innen jeden Tag mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zur Schule
fahren und kaum Lüftungsanlagen installiert wurden, obwohl seit Anfang der
Pandemie  davon  gesprochen  wird,  dass  es  notwendig  ist  und  die
Hygienebedingungen  genauso  scheiße  sind  wie  vor  der  Pandemie?  Wird
ein_e Schüler_In in der Klasse positiv getestet und berichtet dies der Schule,
dann geht oftmals nur der_die Banknachbar_In in Quarantäne und wenn es
hoch kommt, die Person die vor Ihnen saß, aber die Klasse selber bleibt in
der Schule. In den Klassen wird oftmals schon lange nicht mehr die Maske



komplett über den ganzen Tag getragen, gelüftet wird auch immer weniger
bei diesen niedrigen Temperaturen. Und was passiert mit den Schüler_Innen,
welche sich  in  Quarantäne begeben? Sie  haben dadurch einen Nachteil,
obwohl sie sich und andere mit dieser Maßnahme schützen. Den Unterricht
müssen sie selbst nachholen, Haufen von Arbeitsblättern mit Inhalten, die sie
sich selber beibringen sollen und wenn die Quarantäne vorbei ist, sollen sie
alle  Klassenarbeiten  und  Test  oftmals  an  1-2  Tagen  nachholen.  Der
Notendruck und Prüfungsstress ist gefühlt um das Doppelte angestiegen und
genauso leidet die Psyche vieler Schüler_Innen.

Wie können wir zulassen, dass die Schulen durchseucht werden, während die
Pandemie etliche Menschen das Leben kostet und die neu aufkommenden
Varianten immer härter bei Jugendlichen wirken? Wie kann es sein, dass die
Ampelkoalition  kaum  etwas  zur  Lage  in  den  Schulen  sagt,  es  kaum
Berichtserstattungen darüber gibt? Wir können das nicht mehr einfach so
hinnehmen!  Wir  brauchen  eine  Bewegung,  die  Forderungen  nach  einem
sicheren Schulalltag erkämpft. Sichere Schule heißt: Lüftungsanlagen, Test
für  alle  egal  ob  geimpft  oder  ungeimpft,  Masken  für  alle  und  gute
Hygienebedingungen im Schulgebäude. Wenn die Inzidenzen auf eine immer
drastischere Situation hinführen, dann brauchen wir die Möglichkeit,  den
Unterricht  online  durchzuführen  und dafür  muss  jeder_m Schüler_In  ein
Endgerät  vom Staat  und gute  Internetverbindung zur  Verfügung gestellt
werden. Wenn der Staat Milliarden für die Rettung der Lufthansa ausgeben
kann,  dann kann er  auch Millionen gute  Laptops  zur  Verfügung stellen.
Gleichzeitig  muss  es  für  Schüler_Innen,  welche  zu  Hause  keine  gute
Lernatmosphäre  haben  oder  sich  dort  aus  anderen  Gründen  nicht  wohl
fühlen, die Möglichkeit geben, die leeren Räume der Schule zu nutzen.

Und nun? Was muss gemacht werden?
Es ist ein Skandal, dass der Ampel nach so langer Zeit der Pandemie nichts
einfällt, außer Masken und Lüften, das Schließen der Restaurants etc. ab 20
Uhr und bei einer Inzidenz über 1000 dürfen sich Geimpfte nur mit einem
Ungeimpften  treffen.  Wir  brauchen  stattdessen  einen  solidarischen  und
wirtschaftlichen Lockdown, der konsequent aber dadurch kürzer ist. Damit
meinen wir  nicht  „Bleibt  alle  zu Hause,  falls  ihr es euch leisten könnt“,



sondern es bedeutet, dass bis auf Notversorgung wir alle zu Hause bleiben,
uns aber der/die Arbeitgeber_In den Lohn weiterbezahlt. Jetzt gerade landet
das in den Taschen der CEOs und Besitzenden, während wir uns jeden Tag
der Gefahr aussetzen, uns oder andere anzustecken.
Die bürgerlichen Medien vermitteln die Illusion, dass durch eine Impfpflicht
das  Problem gelöst  werden könnte,  während diese  Diskussion  eher  eine
Schattendiskussion  ist,  da  es  in  der  aktuell  neu  eskalierenden  Situation
(Hohe Inzidenzzahlen, Omikron, Überlastung des Gesundheitssystems…) am
Kern des Problems vorbeigeht. Dass kapitalistische Staaten immer mehr dazu
„gezwungen“ sind,  zu so drastischen Maßnahmen wie der Impfpflicht  zu
greifen, kommt daher,  dass die Corona-Gesundheitskrise immer mehr die
Krise  des  nationalstaatlich  organisierten  Kapitalismus  aufzeigt  und dabei
immer deutlicher macht, wie unfähig das System ist, die Pandemie schnell,
effizient und global zu bekämpfen. Denn eins ist klar: Einzig und allein zu
fordern:  „Lasst  euch  impfen“,  wird  die  Pandemie  nicht  aufbrechen.  Wir
brauchen  keine  Aufforderungen  und  Lösungsvorschläge,  die  nur  auf  das
Handeln  eines  Individuums  abzielen,  sondern  wir  brauchen  eine  globale
Zero-Covid Strategie, wobei erkämpft werden muss, dass die Patente auf die
Impfstoffe  freigegeben  werden!  Denn  wenn  sich  die  imperialistischen
Staaten durchimpfen lassen, aber die halbkoloniale Welt nicht das Geld dazu
hat,  den  Impfstoff  zu  kaufen  oder  wegen  der  Patente  gar  selbst  zu
produzieren, dann werden nicht nur weiter abertausende Menschen sterben,
sondern immer neue Mutationen entstehen, bei denen irgendwann auch der
aktuelle  Impfstoff  nicht  mehr  wirken  wird.  Dabei  spielt  die  EU  eine
unrühmliche Rolle, die die Blockade der Freigabe durchsetzt (siehe Bild).



Außerdem  kann  eine  globale  Kampagne,  die  zur  Impfung  aufklärt  und
jeder_m diese umsonst zur Verfügung stellt, mehr dazu beitragen, dass sich
viele Menschen impfen lassen als eine Pflicht und Geldstrafen.

Impfpflicht- Ja oder Nein?
Eine  Impfpflicht  wäre  unter  2  wichtigen  Voraussetzungen  die  richtige
Entscheidung:  Erstens  unter  der  Bedingung,  dass  die  Pflege  massiv
ausgebaut wird, höhere Bezahlung der Beschäftigten durchgesetzt wird und
mehr Investitionen in das Gesundheitssystem stattfinden. Zweitens: Wenn es
kollektive und mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft gibt, die von Tür zur
Tür gehen und die Leute impfen können. Damit spart man sich schon einmal
stundenlanges Schlangestehen vor den Impfzentren, wofür momentan viele



Arbeiter_Innen einen ganzen freien Tag nehmen müssen. Mit gutem Beispiel
geht dabei Kuba voran: Sie entwickelten nicht nur ihren eigenen Impfstoff,
sondern  setzten  besagte  mobile  Impfteams  ein  und  führten  mittels
Nachbarschaftshilfen  eine  kollektive  Impfkampagne durch,  sodass  aktuell
82,6% der Kubaner_Innen vollständig geimpft sind.
Wir müssen bei einer global organisierten Kampagne vor allem bedenken,
dass  wir  uns  impfen lassen,  um die  Gefährdung von Risikopatient_Innen
durch eine Infektion soweit wie möglich zu minimieren. Dabei stellen wir
bewusst  das  Selbstbestimmungsrecht  der  potentiell  Betroffenen,  nicht  zu
erkranken, über unser Recht, uns nicht zu impfen. Dabei ist zu bemerken:
Wirkliche Nebenwirkungen nach einer Impfung treten nur bei 0.02% auf,
aber ganze 14% der Corona-Infektionen haben einen schweren Verlauf- das
ist  ein  700-mal  höheres  Risiko,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  die
Herdenimmunität  das  Ziel  ist,  also  die  meisten  entweder  geimpft  oder
genesen sein müssen.

Wir müssen uns also bewusst machen, dass die Pandemie nicht einfach so
verschwinden  wird,  wenn  wir  nur  einen  Hebel  bewegen,  aber  alle
Bedingungen, die eine effektive globale Eindämmung bis heute verhindern,
außer Acht lassen. Wir müssen anfangen, mit weltweiten Forderungen zu
kämpfen: Es wird uns in Deutschland, Singapur oder Kanada nichts bringen,
wenn wir durchgeimpft sind aber der Rest der Welt unter der Pandemie
leidet und nicht an Impfstoffe herankommt, weil die Pharmakonzerne lieber
Profit  damit  machen,  als  Menschenleben  zu  retten.  Wir  brauchen  eine
Bewegung, die die durch die Corona-Krise hervorgehobenen Probleme als
Produkte  des  kapitalistischen  Systems  erkennt  und  international  als
Arbeiter_Innen  und  Jugendbewegung  für  folgende  Forderungen  kämpft:

Für einen globalen und solidarischen Wirtschaftslockdown bei vollen
Lohnfortzahlungen!
Konsequente  Durchsetzung  von  effizienten  Hygienekonzepten  in
Schulen & Unis!
Kostenlose  Endgeräte,  gute  Internetverbindungen  und  sichere
Lernräume, für alle, die im Homeschooling lernen!
Freigabe der Impfpatente und faire Verteilung der Impfstoffe und



Produktionsmöglichkeiten!
Mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft!
Aufrüstung  des  Gesundheitssystems  und  höhere  Löhne  für  die
Beschäftigten statt einmaliger Corona-Boni!


